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Vorbemerkung 

Der Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke vertritt die Interessen der Wasserkraftwerksbe-

treiber in Deutschland und äußert sich in dieser Funktion zum Hinweis (Entwurf) 2016/19 der Clea-

ringstelle EEG betreffend „Ertüchtigung von Wasserkraftanlagen“. 

 

Der uns übermittelte Entwurf behandelt die Fragen, wann eine Maßnahme nach § 40 Abs. 2 Satz 3 

EEG 2014 bzw. § 23 Abs. 2 Satz 2 EEG 2012 „abgeschlossen“ ist und welche Anforderungen an einen 

Nachweis zu stellen sind. 

 

Ferner behandelt der Entwurf Fragen zum Verhältnis der Maßnahmen nach § 23 Abs. 2 EEG 2012 zu 

Maßnahmen und § 23 Abs. 4 Satz 1 EEG 2012. Schließlich soll auch die Frage geklärt werden, ob die 

Anforderungen nach § 23 Abs. 4 EEG 2012 zu erfüllen sind, wenn der Anspruch aus § 100 Abs. 1 Nr. 

7 EEG 2014 geltend gemacht wird. 

 
 

1. Abschluss von Maßnahmen 

Der BDW schließt sich den Ausführungen der Clearingstelle EEG an,  wann welches EEG je nach 

Inbetriebnahmejahr einer Wasserkraftanlage anzuwenden ist, wie auch den Ausführungen zum 

Beginn und Abschluss von Ertüchtigungsmaßnahmen sowie deren Nachweis. 

 
2. Zum Anlagenbegriff 

Zur Beantwortung dieser Fragestellungen wird in Ziff. 2.3 des Hinweises (Entwurf) der Anlagenbe-

griff behandelt.  

 

Die Clearingstelle EEG weist darauf hin, dass ihre noch im Hinweis vom 22. März 2013 vertretene 

Rechtsauffassung im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (Urteil vom 

23.10.2013 – VIII ZR 262/12) nicht aufrechterhalten wird. Als Beispiel wird ausgeführt, dass mehre-

re Maschinensätze (Turbine und Generator) einer Wasserkraftinstallation, die gemeinsam erforder-

liche Komponenten – beispielsweise eine Staumauer – nutzen, „in der Regel“ eine Anlage i.S.d. § 3 

Nr. 1 EEG 2009, § 3 Nr. 1 EEG 2012 bzw. § 5 Nr. 1 EEG 2014 sind. 

 

Abgesehen von dem zitierten konkreten Beispielsfall könnten diese Formulierungen zu Missver-

ständnissen führen. Zu denken ist an die häufigen Fälle, dass sich an ein Ausleitungsbauwerk (Quer-

verbauung) ein Mühlkanal anschließt, an dem in Fließrichtung mehrere Wasserkraftwerke liegen, 

die jedoch weder technisch noch wirtschaftlich miteinander verbunden sind. Es kann nicht richtig 

sein, diese mehreren Wasserkraftwerke als eine Anlage i.S.d. EEG zu behandeln, lediglich aufgrund 

des Umstandes, dass sie ihr Triebwasser aus dem „gemeinsamen“ flussaufwärts liegenden Quer-

bauwerk erhalten, bevor es wieder in das Altwasser eingeleitet wird.  
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Diese Wasserkraftwerke blicken häufig auf eine Jahrhunderte alte Geschichte (meist Altrechte) 

zurück und arbeiten wirtschaftlich (unterschiedliche Betreiber) und technisch (unterschiedliche 

Netzanschlusspunkte, Transformatoren, Zähler, getrennte Infrastruktur etc.) voneinander völlig 

unabhängig. Es besteht auch weder zum Ausleitungsbauwerk noch zu den anderen Wasserkraft-

werken untereinander eine räumliche Nähe, die den Schluss auf eine Anlage nahelegen würde. 

 

Vielmehr ursächlich für die Stromerzeugung eines Wasserkraftwerkes an einer Ausleitungsstrecke 

ist die Staumauer bzw. Querverbauung unmittelbar am jeweiligen Kraftwerk selbst, die selbstver-

ständlich wesentlicher Bestandteil der Wasserkraftanlage ist. Die Stauhöhe steht auch in direktem 

Zusammenhang mit dem individuellen Leistungsvermögen der Wasserkraftanlage.  

 

Würde man hier eine andere Auffassung vertreten, wären Maßnahmen der Leistungserhöhung bei 

einem der im Beispielsfall genannten Kraftwerke an einem Mühlkanal nur dann relevant, wenn 

damit für die fiktive „Gesamtanlage“ eine Leistungserhöhung festzustellen wäre. Da in § 40 Abs. 2 

EEG 2014 auch nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungsmaßnahmen den Anspruch auf die Einspei-

severgütung begründen können, wenn das „Leistungsvermögen um mindestens 10 %“ erhöht wur-

de, würde sich dann auch die Frage stellen, ob in dem genannten Beispielsfall jeweils die Gesamt-

leistung aller am Mühlkanal liegenden Kraftwerke in den Blick genommen werden muss.  

 

Es kann nicht angenommen werden, dass dem Gesetzgeber derartige Vorstellungen bewusst waren 

und Ansprüche nach dem EEG demgemäß nur noch bei einem wirtschaftlichen und/oder rechtli-

chen Verbund mehrerer Einzelkraftwerke entstehen können.  

 

 

3. Zum Verhältnis der Anforderungen nach EEG zu den Anforderungen des WHG 

Im Unterschied noch zu den Regelungen in § 23 Abs. 2 und 4 EEG 2012, die sowohl Voraussetzun-

gen nach EEG und auch nach WHG formulieren, wird in § 40 Abs. 2 EEG 2014 nur noch auf die 

„wasserrechtlich zugelassene Ertüchtigungsmaßnahme“ oder auf „nicht zulassungspflichtige Er-

tüchtigungsmaßnahmen, wenn das Leistungsvermögen um mindestens 10 % erhöht wurde“ abge-

stellt. 

 

Nach unserem Verständnis hat der Gesetzgeber damit bewusst eine Trennung der Voraussetzungen 

nach EEG und WHG eingeführt worden.  

 

Soweit eine wasserrechtlich zugelassene Ertüchtigungsmaßnahme vorliegt, sind die Voraussetzun-

gen des WHG im Rahmen der Zulassung geprüft worden und – im Regelfall – durch entsprechende 

Auflagen in der wasserrechtlichen Erlaubnis bzw. Bewilligung berücksichtigt.  
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Eine Überprüfung dieser wasserrechtlichen Auflagen und Bedingungen durch den Netzbetreiber ist 

in aller Regel weder sinnvoll noch durchgehend möglich, weshalb zumindest im Rahmen des § 40 

Abs. 2 EEG 2014 an der gesetzlich gewollten Trennung von Voraussetzungen nach EEG einerseits 

und WHG andererseits festzuhalten ist. 

 

Dies gilt in gleicher Weise auch für die nicht zulassungspflichtigen Ertüchtigungsmaßnahmen, bei 

denen zwar keine wasserrechtliche Überprüfung erfolgt, was aber letztlich gerade darin seine 

Rechtfertigung findet, dass keine wasserrechtlichen Genehmigungstatbestände berührt werden. In 

diesen Fällen gilt vielmehr entweder die frühere wasserrechtliche Zulassung uneingeschränkt wei-

ter und es bedarf auch insoweit keiner eigenständigen Überprüfung durch die Netzbetreiber. 

 

Es bleibt somit sowohl im Falle der zulassungspflichtigen wie der nicht zulassungspflichtigen Ertüch-

tigungsmaßnahme bei der vom Gesetzgeber gewollten Trennung der Voraussetzungen des EEG von 

den weiteren Voraussetzungen des WHG. 

 

 


